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Die Verordnung zu den nach dem Geldwäschegesetz meldepflichtigen Sachverhalten im Immobili-

enbereich (GwGMeldV-Immobilien) ist durch das Bundesministerium der Finanzen im Einverneh-

men mit dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz im Bundesgesetzblatt  

veröffentlicht worden. 

 Das Inkrafttreten der Rechtsverordnung ist für den 1. Oktober 2020 vorgesehen. 

Die Verordnung soll die Meldepflichten (an die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen 

(FIU))   von bestimmten Berufsträgern – insbesondere von Notaren und Rechtsanwälten,  

Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern - bei Immobilientransaktionen konkretisieren.  

(Ermächtigung in § 43 Abs. 6 des Geldwäschegesetzes)  

Mehrere Änderungen des Geldwäschegesetzes, die bereits zu Beginn des Jahres in Kraft getreten 

sind, sowie diese Verordnung dienen dem Ziel, erhöhten Geldwäscherisiken im Immobiliensektor 

entgegenzuwirken und das Rahmenwerk zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinan-

zierung zu stärken. 

Der Immobiliensektor ist aus der Nationalen Risikoanalyse , die im Herbst 2019 veröffentlicht wurde, 

als ein Bereich mit besonderen Geldwäscherisiken hervorgegangen. 

Die Verordnung bestimmt einzelne typisierte Sachverhalte bei Immobilientransaktionen als melde-

pflichtig, die aufgrund bestimmter Auffälligkeiten einen möglichen Zusammenhang zu Geldwäsche 

aufweisen. Solche Auffälligkeiten ergeben sich z. B. aus einem Bezug der Immobilientransaktion zu 

Staaten, die nach EU- oder FATF-Vorgaben als Risikostaaten gelistet sind, oder zu Personen, die in 

Sanktionslisten geführt werden, sowie aus Auffälligkeiten im Zusammenhang mit den an der Trans-

aktion beteiligten Personen, dem wirtschaftlich Berechtigten, dem Preis oder einer Kauf- oder  

Zahlungsmodalität (u. a. Verwendung von Barmitteln). 

Immobilienmakler sind von dieser Verordnung bislang ausgenommen. 

 

Die Aufsichtsbehörde des Landes Brandenburg empfiehlt jedoch den  
Immobilienmaklern die in der Verordnung dargestellten Sachverhalte auch bei der 
Tätigkeit im Rahmen der Vermakelung von Immobilien anzuwenden. 

 

GwGMeldV- Immobilien 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl120s1965.pdf%27%5D__1599483507459
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2019-10-19-erste-nationale-risikoanalyse_2018-2019.html
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